
Bundessoziaigericht
' - 42 RK 46/80 -

Verkündet am
16. Februar 1982

B e s c h l u B

in dem Rechtsstreit

.. ..... . ....... co.-ooouoooltoonouoo ......

Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

...-........o ........ . oooooooooooooooo 0.0.0000l000000000 ......

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Ver-

handlung vom 46. Februar 1982

beschlossen:

1. Das Verfahren vor dem Bundessozialgericht wird ausge-
setzt.

2. Dem Bundesverfassungsgericht wird folgende Frage zur

Entscheidung vorgelegt: '

Sind die Vorschriften des Zwanzigsten Renten—
anpassungsgesetzes vom 27. Juni 4977 und des

Krankenversicherungs—Kostendämpfungsgesetzes

vom gleichen Tage insoweit mit dem Grundgesetz

vereinbar, als sie für die nach 5 2 Abs 1 Nr 14
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des Angestelltenversicherungsgesetzes der Ange—

stelltenversicherung auf Antrag beigetretenen

Pflichtversicherten nicht das Recht vorsehen,

die Pflichtversicherüng wieder rückgängig zu
machen oder zu beenden?

G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger seinen Bei-

tritt zur Angestelltenversicherung wieder rückgängig machen

kann. Er ist 1917 geboren und seit 1947 als Rechtsanwalt

selbständig tätig. Nachdem das Rentenreformgesetz (HRS) vom
16. Oktober 1972 auch für Selbständige allgemein einen Bei—

tritt zur Angestelltenversicherung als Pflichtversicherte

zugelassen hatte (@ 2 Abs 1 Nr ll Angestelltenversicherungs—

gesetz —AVG—), stellte der - bisher nicht versichert gewese—

ne — Kläger im Dezember 1974 einen entsprechenden Antrag.

Außerdem beantragte er im Dezember 1975, ihm die Nachent—
richtung freiwilliger Beiträge nach den — ebenfalls durch

das RRG in Art 2 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes (AnVNG) eingefügten « @4üa Abs 3 und @A9a Abs 1
zu gestatten; die Beiträge sollten für hl Monate der Jahre

1940 bis 19A5 sowie für 60 Monate der Jahre 1956 bis 1960 in
Höhe von insgesamt 11.772,—— DM, zahlbar in mehreren Raten,

nachentrichtet werden.

Die Beklagte entsprach beiden Anträgen mit Bescheiden vom
12. Mai 1975 und 7. Mai 1976. Für die Jahre 1975 und 1976
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entrichtete der Kläger daraufhin Pflichtbeiträge, nach seinen

Angaben in Höhe von 5.616‚—— und 2.790,—- DM; freiwillige

Beiträge hat er dagegen bisher nicht nachentrichtet.

Im Juli 1977 schrieb er der Beklagten, er rechte seine Er—

klärungen aus allen Rechtsgründen an und widerrufe sie; durch

das Zwanzigste Rentenanpassungsgesetz (20. RAG) und das Kran—

kenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz (KVKG), beide vom 27‚

Juni 1977, seien wesentliche gesetzliche Grundlagen, die sei—
nerzeit für seinen Beitritt zur Rentenversicherung entschei-

dend gewesen seien, insbesondere eine Krankenversicherung als

Rentner und eine Anrechnung seiner Berufsausbildungszeit, ge—

ändert worden; die Versicherung sei deshalb für ihn zwecklos

geworden, er wäre ihr nie beigetreten, wenn ihm die Möglich—

keit der späteren Gesetzesänderungen vorher erkennbar gewe—

sen wäre. Demgemäß forderte er die Beklagte auf, “die gegen—
seitigen Verpflichtungen zu stornieren" und ihm die bereits

entrichteten Beiträge zu erstatten.

Die Beklagte behandelte das Schreiben des Klägers als Wider—

spruch gegen ihre Bescheide vom 12. Mai 1975 und 7. Mai 1976.

'Durch Widerspruchsbescheid vom 11. Oktober 1977 wies sie den

Widerspruch unter Hinweis auf die Bindungswirkung ihrer frü-
heren Bescheide und die Unzulässigkeit einer Irrtumsanfech—

tung zurück.

Klage und Berufung hatten keinen Erfolg (Urteil des Sozial—

gerichts -SG— Frankfurt/M. vom 28. Februar 1979; Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts —LSG-vom 27. November 1979)„
Nach Ansicht des LSG hat die Beklagte sich zu Recht auf die

Bindungswirkung ihrer Bescheide berufen. Diese seien nicht

nichtig und wegen Ablaufs der Anfechtungsfristen auch nicht

mehr angreifbar. Eine nachträgliche Durchbrechung der Bin—

dungswirkung sei nur auf gesetzlicher Grundlage möglich. In-

soweit komme allein 5 1744 Reichsversicherungsordnung (RVG)

in Betracht, der aber eine Aufhebung von Bescheiden wegen Ge-

setzesänderungen nicht vorsehe. Eine wirksame Anfechtung wür—
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de im übrigen voraussetzen, daß Erklärungen des Klägers durch

objektiv unrichtige Angaben der Verwaltung oder arglistige

Täuschung herbeigeführt worden seien. Dies sei hier jedoch

nicht der Fall gewesen, da die Beklagte bei Erlaß ihrer Be-

scheide von der späteren Rechtsänderung keine Kenntnis hätte

haben können. Wenn den nach 5 2 Abs 1 Nr 11 AVG der Ange-

stelltenversicherung Beigetretenen wegen der durch das 20.

RAG und des KVKG erfolgten Rechtsänderungen nicht die Mög-

lichkeit gegeben worden sei, aus der Versicherung unter Rück-

zahlung der entrichteten Beiträge wieder auszuscheiden, so
sei dies mit dem Grundgesetz (GG), insbesondere mit dem

Rechtsstaatsprinzip, vereinbar. Bei diesen Änderungen habe

sich der Gesetzgeber noch im Rahmen seiner Gestaltungsfrei—

heit gehalten.

Mit der Revision hat der Kläger geltend gemacht, sein

— durch einen mitwirkungsbedürftigen Verwaltungsakt erfolg—

ter — Beitritt sei im Kern ein auf Leistungsaustausch ge—

richteter Vertrag gewesen. Aus ihm folge eine strikte bei-

derseitige Bindung. Wenn aus Gründen des Gemeinwohls diese

Bindung aufgehoben werden müsse, so entfalle damit auch seiT

ne Verpflichtung zur Gegenleistung. Entgegen der Ansicht des

LSG sei die Möglichkeit zur Rübknahme oder Aufhebung eines

Verwaltungsakts im geltenden Recht nicht erschöpfend gere—
gelt. Verwaltungsakte müßtengjedenfalls bei Vorliegen erheb—

licher Mängel rücknehmbar seihi Als ein solcher Mangel sei
auch die Änderung der rechtlichen Verhältnisse anzusehen.
Die im Jahre 1977 eingetretenen Rechtsänderungen würden sich

in seinem Fall erheblich auswirken. Allein der Wegfall des

Krankenversicherungsschutzes als Rentner würde ihn etwa in

Höhe der zu erwartenden Rente belasten. Derart einschneiden—

de Änderungen seien verfassungswidrig.

Der Kläger beantragt,

die Urteile des Hessischen Landessozialgerichts

vom 27. November 1979 und des Sozialgerichts
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Frankfurt/M. vom 28. Februar 1979 sowie den

Bescheid der Beklagten vom 12. Mai 1975 und

den Widerspruchsbescheid vom 11. Oktober 1977
aufzuheben und festzustellen, daß er der Ver-

sichertengemeinschaft der Beklagten nicht als
Pflichtversicherter angehört, ferner: die Be-

klagte zur Zahlung von
a) 5.616,-- DM Zug um Zug gegen Übergabe der

Beitragsmarken für 1975,

b) 2.790‚—- DM aufgrund erfolgter Barzahlung
sowie

c) 375,18 DM Kosten des Rentenberechnungsm
dienstes nebst 4 % Zinsen seit Klageerhe-

bung zu verurteilen‘.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie beruft sich im wesentlichen auf das angefochtene Urteil

und hält nach den Entscheidungen des Bundesverfassungsge-

richts (BVerfG) zum Eherechtsreformgesetz und zur Abwertung

von Ausbildungs—Ausfällzeiten vom 28. Februar 1980 und Vom
1. Juli 1981 die durch das 20. RAG und das KVKG erfolgten

Einschränkungen der Rechte des Klägers nicht für verfas-

sungswidrig.
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II

Der Kläger wendet sich im Revisionsverfahren nur noch gegen

den Bescheid der Beklagten vom 12. Mai 1975 und ihren Wider—

spruchsbescheid vom 11. Oktober 1977. Die Klage gegen den

Bescheid vom 7° Mai 1976, der ihn für berechtigt erklärt hat,

freiwillige Beiträge in bestimmtem Umfange nachzuentrichten,

verfolgt der Kläger nicht weiter, nachdem ihn der Senat dar-

auf hingewiesen hat, daß eine — vom Kläger offenbar zunächst

angenommene - Verpflichtung, die fraglichen Beiträge nachzu-

entrichten, nicht bestehe, daß er vielmehr von einer Nachent—

richtung auch absehen könne.

In dem — weiterhin angefochtenen — Bescheid vom 12. Mai 1975

hat die Beklagte entsprechend einem Antrag des Klägers vom

Dezember 1974 entschieden, daß für ihn nach 5 2 Abs 1 Nr 11

AVG vom 1. Dezember 197h an Versicherungspflicht in der Ren—

tenversicherung der Angestellten für die Dauer der Selbstän-

digkeit eingetreten ist. Mit der Klage begehrt der Kläger die

Aufhebung dieser — im Widerspruchsbescheid der Beklagten vom
11. Oktober 1977 bestätigten - Entscheidung sowie die Fest-
stellung, daß er der Versichertengemeinschaft der Beklagten

nicht als Pflichtversicherter angehöre, außerdem die Erstat-
tung bestimmter inzwischen entrichteter Beiträge und aufge—

wendeter Kosten.

Diese Klage ist zulässig, obwohl der Kläger sein Aufhebungs-

begehren nicht damit begründet hat, daß die Entscheidung der
Beklagten im Zeitpunkt ihres Erlasses rechtswidrig gewesen
sei, sondern ihre Aufhebung nur deswegen verlangt, weil sei-

ne Rechtsposition durch spätere Gesetze verschlechtert wor-
den sei. Richtig wäre es zwar gewesen, wenn die Beklagte die-

ses, erstmals im Juli 1977 erhobene Begehren des Klägers

nicht als Widerspruch gegen ihren früheren Bescheid, sondern

als einen - neuen — Antrag auf Aufhebung ihres Bescheides
angesehen und erst nach dessen Ablehnung und nachfolgendem
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Widerspruch ein Widerspruchsverfahren durchgeführt hätte.

Wenn die Beklagte anders verfahren ist und den Aufhebungs-

antrag des Klägers vom Juli 1977 als "Widerspruch" gegen ih-

ren früheren Bescheid behandelt hat, so ist dies jedoch im

Ergebnis unschädlich. Denn das Aufhebungsbegehren des Klä-

gers ist jedenfalls in zweiter Verwaltungsinstanz von dem
zuständigen Ausschuß sachlich geprüft und in dem angefoch-

tenen Widerspruchsbescheid auch beschieden worden' Damit

hat ein Widerspruchsverfahren als Voraussetzung für die Er-

hebung einer Klage stattgefunden, auch wenn ein auf den Auf—

hebungsantrag des Klägers vom Juli 1977 ergangener "erst—
instanzlicher" Verwaltungsakt fehlt (vgl dazu Meyer-Ladewig,

SGG, 2. Aufl, 5 95 RdZiff 3).

Der Antrag des Klägers, die Entscheidung der Beklagten, daß
er in der Angestelltenversicherung versicherungspflichtig

sei, aufzuheben — vom Erfolg dieses Antrags hängt der Erfolg

der übrigen Anträge des Klägers ab —‚ zielt der Sache nach

in erster Linie auf Rückgängigmachung, dh auf rückwirkende

Aufhebung seiner mit dem 1. Dezember 197h eingetretenen Ver-

sicherungspflicht; er enthält zugleich - hilfsweise — das

Begehren nach Beendigung der Versicherungspflicht von einem

späteren Zeitpunkt an. Beide Ansprüche finden in Vorschrif-

ten des AVG oder sonstigen Vorschriften und Grundsätzen des

einfachen Rechts keine Stütze.

Nach dem AVG endet eine Versicherungspflicht nach 5 2 Abs 1
Nr 11 "mit dem Ablauf des Monats, in dem die Voraussetzun-

gen für die Versicherung entfallen" (@ 2 Abs 2 Satz 3, 2.
Halbsatz). Zu diesen Voraussetzungen gehört zunächst. daß

nicht schon nach anderen Vorschriften Versicherungspflicht

besteht (vgl dazu BSGE A9, 38), ferner, daß eine selbständi—

ge Erwerbstätigkeit nicht nur vorübergehend ausgeübt wird.
Entfällt eine dieser Voraussetzungen, indem entweder Versi—

cherungspflicht nach anderen Vorschriften eintritt oder die

selbständige Tätigkeit auf Dauer aufgegeben wird, so endet

auch die Versicherungspflicht nach {> 2 Abs 1 Nr 11 AVG. Ein
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früher vom Versicherungsträger erteilter Bescheid über den

Eintritt der Versicherungspflicht (@ 2 Abs 2 Satz 2 AVG) ist
dann mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben (vgl 5 48 Abs 1
Satz 1 des Zehnten Buchs des Sozialgesetzbuchs - Verwaltungs-

verfahren — —SGB 10- vom 18° August 1980, BGBl I 1469; zum

Inkrafttreten dieser Vorschrift vgl A■:2 @ AO Abs 2 des Ge—

setzes). Beim Kläger ist bisher keine der genannten Voraus-
setzungen entfallen; er ist nach wie vor als Rechtsanwalt

selbständig tätig und nicht nach anderen Vorschriften versi-

cherungspflichtig.

Die Entscheidung der Beklagten über die Versicherungspflicht

des Klägers könnte, abgesehen vom nachträglichen Wegfall ih-

rer Voraussetzungen, auch dann aufzuheben sein, wenn die ge—

setzlichen Voraussetzungen für ihren Eintritt von Anfang an
nicht vorgelegen haben„ Zu diesen Voraussetzungen gehört

nach 5 2 Abs 1 Nr 11 AVG außer den schon genannten, daß der

zu versichernde Selbständige die Versicherung beantragt°

Liegt ein solcher Antrag nicht vor, ergeht aber gleichwohl

ein Bescheid des Versicherungsträgers über den Eintritt der
Versicherungspflicht, so ist dieser Bescheid rechtswidrig,

möglicherweise sogar nichtig (vgl dazu Urteil des Bundesso-

zialgerichts -BSG— vom 15. Oktober 1981 —5b/5 RJ 90/80—)„

Das gilt auch, wenn ein zunächst gestellter Antrag später

wirksam zurückgenommen wird. Dies kann indessen nur so lange

geschehen, wie der Bescheid des Versicherungsträgers nicht
unanfechtbar und damit bindend geworden ist (vgl Brackmann,

Handbuch der Sozialversicherung, 52. Nachtrag, S. 621 f;

Kommentar zum A„ und 5. Buch der RVG, herausgegeben vom Ver—
band deutscher Rentenversicherungsträger, 19. Ergänzung, @

1227 RdZiff 49 ; enger RVG-Gesamtkommentar, 17‚ Lieferung,

@ 1227 Anm 19, und Eicher/Haase/Rauschenbach, Die Rentenver—
sicherung der Arbeiter und der Angestellten, 6. Aufl, Anm
27: Rücknahme des Antrags nur bis zur Zustellung bzw bis zum
Zugang des Bescheids; zur Rücknahme von Anträgen nach allge-

meinem Verfahrensrecht vgl Kopp, Verwaltungsverfahrensgesetz,

2. Aufl, Vorbem 12 vor @ 9 und RdZiff 53 ff zu 5 22), Der
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streitige Bescheid der Beklagten vom 12. Mai 1975 war zu der
Zeit, als der Kläger seinen im Dezember l97ü gestellten Ver-

sicherungsantrag widerrtä?und anfocht (Schriftsatz vom 5. Ju—

li l977), bereits unanfechtbar geworden; er konnte deshalb

nicht mehr wirksam zurückgenommen werden. Auf diesem Wege

kann der Kläger mithin eine Aufhebung des genannten Bescheids

nicht erreichen. Eine Anfechtung seines Antrags wegen Irrtums

würde im übrigen schon daran scheitern, daß er sich bei der

Antragstellung nicht in einem Erklärungs—‚ sondern allenfalls

in einem Motivirrtum befunden hat.

Der Kläger kann sein Aufhebungsbegehren auch nicht mit einem
nachträglichen Wegfall der "Geschäftsgrundlage" für die von
ihm beantragte Pflichtversicherung begründen. Entgegen seiner

Ansicht ist der Versicherung nicht dadurch die Grundlage ent—

zogen worden, daß sich das Recht, das zur Zeit seines Bein

tritts zur Yersicherung galt, später in für ihn wesentlichen

Beziehungen (Krankenversicherung der Rentner, Bewertung der

Ausbildungsgeiten bei der Berechnung der Rente) geändert hat.

Zwar ist dag im Zivilrecht entwickelte Rechtsinstitut des Weg-

falls der Geschäftsgrundlagq grundsätzlich auch im öffentli—

chen Recht anwendbar. Fraglich ist jedoch schon, ob die; auch

für solche Beziehungen gilt, in denen sich die Beteiligten

nicht als gleiehgeordnete Vertragspartner (vgl dazu 5 59

SGB 10)„sqndern im Verhältnis der Uber- und Unterordnung ga—
genüberstehen. Selbst wenn diese Frage zu bejahen wäre,
bliebe es zweifelhaft, ob auch ein Versicherungsverhältnis

des öffentlichen Rechts — bei gebührender Berücksichtigung

der Interessen der Versichertengemeinschaft - in seinem Fort—

bestand Von Umständen der genannten Art, insbesondere von ei—

ner Weitergeltung des bisherigen Rechts, abhängig gemacht

werden kann. Ohne eine ausdrückliche gesetzliche Regelung,

die dies zuläßt, kann dies jedenfalls nicht angenommen wer-

den. Eine derartige Regelung fehlt aber für die Antragsver-

sicherung nach 5 2 Abs 1 Nr 11 AVG.

Sie kann nach Ansicht des Senats auch nicht dem Gesamtzusam-

menhang des Sozialversicherungsrechts entnommen werden. Die
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einzige Vorschrift, die sich mit einer Beendigung der An—

tragsversicherung befaßt, ist die schon erwähnte Regelung in

5 2 Abs 2 Satz 3 AVG„ Sie sieht ein Ende der Versicherung nur
bei einem (nachträglichen) Wegfall ihrer gesetzlich geforder-

ten Voraussetzungen vor. Schon dies spricht dafür, daß der

Versicherte daneben kein freies Austrittsrecht haben soll.

Daß ein solches Recht in der Tat dem Willen des "Gesetzge—

bers" widersprechen würde, ergibt sich auch aus der parlamen—

tarischen Entstehungsgeschichte der Antragsversicherung, die

auf einen Gesetzentwurf der CDU/CSU zurückgeht (BT—Drucks

VI/2153); danach soll "ein 'Austritt' aus der durch den An—

trag begründeten Pflichtversicherung nicht möglich (sein),

solange vor dem Versicherungsfall die selbständige Erwerbs—

tätigkeit weiterhin ausgeübt wird„ Eine derartige Möglichkeit

würde mit dem Grundsatz gleicher Rente und gleicher Pflichten

aller Versicherten nicht in Einklang stehen" (aaO S. 16 zu 5

1 Nr 1 Buchst d)„

Auch ein Vergleich mit anderen Vorschriften des Versicherungs—

rechts spricht gegen die Annahme eines freien "Austritts-

rechts"° In Betracht kommen vol alle Regelungen der Renten—

versicherung, die - als Gegens ück 2 der von einem Antrag

abhängigen Begründung einer

Veisiche

gspflicht - eine eben-

falls antragsgebundene
Befreiung

voniihr betreffen, und hier

wiederum Bestimmungen, die deh3von der Versicherungspflicht

befreiten Personen einen Wiedereintritt in die Versicherung
durch Verzicht auf die Befreiung gestatten. Die Rechtspre—

chung hat bisher ohne ausdrückliche gesetzliche Vorschriften

einen solchen Wiedereintritt in die Versicherung durch Ver-

zicht auf die Befreiung nicht zugelassen. Das gilt insbeson—

dere für Angestellte, die vor 1968 wegen Überschreitung der

Versicherungspflichtgrenze der Angestelltenversicherungs—

pflicht zunächst nicht unterlegen hatten, bei einer der ver—
schiedenen Erhöhungen der Versicherungspflichtgrenze oder ih-

rem schließlichen Wegfall (1„ Januar 1968) aber versiche—

rungspflichtig geworden waren und sich daraufhin unter Ab-

schluß einer privaten Befreiungsversicherung von der Versi—

cherungspflicht hatten befreien lassen, nachträglich jedoch

- 11 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 11 -

wieder in die gesetzliche Rentenversicherung zurückkehren
wollten. Diese Möglichkeit ist ihnen vom Gesetzgeber jeweils

nur in bestimmten Fällen und innerhalb bestimmter Fristen er—

öffnet worden (vgl Art 2 5 1 Abs & AnVNG, aber auch Art 2 5

5a AnVNG). Daraus ist mit Recht gefolgert werden, daß die ge-
nannte Möglichkeit in anderen Fällen nicht gegeben ist (vgl

Kommentar zum AVG von Koch/Hartmann/von Altrock/Fürst/Kal-

tenbach/Maier, 2. und 3. Aufl, Anm D III zu 5 5 AVG, S. V
80d). Auch soweit bestimmte Versorgungsempfänger, zB pensio—

nierte Beamte, die sich nach Aufnahme einer versicherungs—

pflichtigen Beschäftigung von der Versicherungspflicht haben

befreien lassen (@ 7 Abs 1 AVG), früher das Recht hatten, auf

die Befreiung wieder zu verzichten (@ 7 Abs 6 AVG aF, aufge-

hoben durch Gesetz vom 3. Juni 1976, BGBl I 1373), ist eine

analoge Anwendung dieser Regelung auf andere Gruppen von be-

freiten Personen, insbesondere auf die unter 5 7 Abs 2 AVG

fallenden, abgelehnt und auch eine verfassungskonforme Aus-

dehnung des 5 7 Abs 6 AVG aF auf andere Fälle nicht zugelas-

sen worden (vgl dazu BVerfGE 38. 41).

Ist hiernach das Aufhebungsbegehren des Klägers aus Vor—

schriften oder Grundsätzen des "einfachen" Rechts nicht zu

begründen, so wäre seine Revision zurückzuweisen, es sei

denn, das Fehlen entsprechender Vorschriften verstieße gegen

übergeordnetes Verfassungsrecht. Dies ist nach Ansicht des

Senats in der Tat der Fall. ‘

Der Senat geht dabei mit dem BVerfG davon aus, daß die Vor—

schriften des 20. RAG über die Abwertung von Ausbildungs—

Ausfallzeiten, deretwegen der Kläger ua seine Versicherung

rückgängig machen will, als solche mit dem GG, insbesondere

mit der Eigentumsgarantie des Art lh‚ vereinbar sind (Be-

schluß des BVerfG vom 1. Juli 1981, 1 BvR 874/77 ua; 1 BVL
53/80 ua). Der Senat ist weiter der Auffassung, daß auch die

Neuregelung der Rentnerkrankenversicherung und der damit in

Zukunft verbundene Ausschluß bestimmter Personen von einer

bisher beitragsfreien gesetzlichen Krankenversicherung sich
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noch im Rahmen der verfassungsrechtlich zulässigen Gestal-

tungsfreiheit des Gesetzgebers hält (der Senat verweist in—

soweit auf seine Äußerung gegenüber dem BVerfG vom Oktober

1980 in den Sachen 1 BVL 5/80 und 1 BvR 602/78). Nach dieser

Neuregelung der Rentnerkrankenversicherung sind ua Personen,

die — wie der Kläger — seit der erstmaligen Aufnahme einer

Erwerbstätigkeit, jedoch frühestens seit dem 1. Januar 1950,

bis zur Stellung des Rentenantrags nicht mindestens während

der Hälfte der Zeit Mitglieder der gesetzlichen Krankenver-

sicherung waren, als Rentner grundsätzlich nicht mehr bei-

tragsfrei pflichtversichert (@ 165 Abs 1 Nr 3 RVO nF);

gleichzeitig ist ihnen allerdings, sofern ihr Gesamteinkom—

men bestimmte Grenzen nicht überschreitet, eine Versiche-

rungsberechtigung in der gesetzlichen Krankenversicherung

eingeräumt werden (5 176 Abs 1 Nr 9 RVO nF). Machen sie da—

von Gebrauch, so werden ihnen zu ihrer freiwilligen Kranken-

versicherung (wie auch zu einer privaten Krankenversicherung)

aus der Rentenversicherung Beitragszuschüsse in Höhe eines

bestimmten Prozentsatzes der Rente gewährt (& 83e AVG idF des

20. RAG); daran wird sich auch nach der am 1. Januar 1983 in
Kraft tretenden Neuregelung der Rentnerkrankenversicherung im

Grundsatz nichts ändern (@ 83e Abs 1 Nr 2, Abs 2 AVG idF des
RAG 1982 vom 1. Dezember 1981, BGBl I 1205, vgl dessen Art 3

Nr 6 iVm Art 20 Abs 2 Nr 4).

Für Antragsversicherte iS des 5 2 Abs 1 Nr 11 AVG bedeuten

diese Regelungen des 20. RAG und des KVKG, daß sie — sofern
ihre Antragsversicherung bestehen bleibt - zwar weiterhin

Beiträge in der gleichen, nach ihrem Einkommen aus der selb—

ständigen Tätigkeit bemessenen Höhe entrichten müssen, daß

sie aber bei Eintritt des Versicherungsfalls unter Umständen

erheblich geringere Leistungen erhalten werden, als sie im

Zeitpunkt ihres Beitritts zur Rentenversicherung angenommen
hatten. Soweit es sich um die Abwertung der Ausbildungs—Aus—

fallzeiten handelt, ist der Eingriff in das Leistungsrecht

allerdings durch das RAG 1982 für bestimmte Fälle während

einer Übergangszeit gemildert werden (vgl 5 12b AnVNGidF
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von Art 6 Nr 2 RAG1982).AD2 anderen durch das 20.RAG und das
KVKG angeordneten Leistungseinschränkungen sind jedoch beste—

hen geblieben. Sie treffen vor allem diejenigen Antragsver—

sicherten, die - wie der Kläger - erst in vorgeschrittenem

Lebensalter der Versicherung beigetreten sind und — ihrem

Einkommen entsprechend - hohe oder gar höchste Beiträge ent-

richtet haben. Selbst wenn sie bis zur Erreichung der Alters-

grenze von 65 Jahren noch in der Lage sind, die für das Al-

tersruhegeld erforderliche große Wartezeit von (180 Kalender—

monaten =) 15 Jahren zurückzulegen (etwa mit Hilfe von Er-

satzzeiten oder durch freiwillige Nachentrichtung von Bei—
trägen), könnte sich, sofern Ausbildungs-Ausfallzeiten anzu-

rechnen sind (5 56 Abs 1 Nr 4 AVG: bis zu 9 Jahren), durch
die Abwertung der auf diese Ausfallzeiten entfallenden Wert-

einheiten die Rente um fast 20 % mindern. Die Rentenminderung

würde noch wesentlich stärker ausfallen, wenn bis zum Ein—

tritt des Versicherungsfalls (zB einer vorzeitigen Erwerbs-

unfähigkeit) nur die kleine Wartezeit von (60 Kalendermona-

ten =) 5 Jahren zurückgelegt ist; sie würde dann bei einer
Versicherungszeit von insgesamt 14 Jahren (5 Beitragsjahre

und 9 Jahre Ausfallzeit) und bei einer Halbierung der auf

9/14 der Rente entfallenden Werteinheiten mehr als 30 % be—

tragen. Rechnet man zu solchen Rentenminderungen noch die

durch den Wegfall der beitragsfreien Rentnerkrankenversiche-

rung entstehenden Nachteile hinzu, so können die durch das

20. RAG und das KVKG herbeigeführten Leistungsminderungen

zusammen in besonders ungünstigen Fällen wirtschaftlich bis

in die Nähe von 50 % der aus der Rentenversicherung zu ge—

währenden Leistungen kommen. %

Da solchen Leistungsminderungen auf seiten der Versicherten

unverändert hohe Beitragsverpflichtungen gegenüberständen,

würde eine Regelung, die die Versicherten auch gegen ihren

Willen an der von ihnen durch den freiwilligen Beitritt zur

Rentenversicherung gewählten Sicherungsform festhielte, ei-

nen unter Umständen schwerwiegenden Eingriff in ihre per—
sönliche D13positionsfreiheit bedeuten. Dieser Eingriff
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könnte weit über die unmittelbaren Folgen der durch die ge-
nannten Gesetze bewirkten Leistungsminderungen hinausgehen,

weil die Versicherten nunmehr gezwungen wären, ihre Versi-

cherung mit zwar den gleichen Beiträgen wie bisher, aber er-
heblich eingeschränkten Leistungsanwartschaften fortzufüh-

ren, ohne daß sie ihre Alterssicherung auf andere Weise,

etwa durch eine private Zusatzversicherung, aufstocken oder

ergänzen könnten, sofern ihre wirtschaftlichen Möglichkei—

ten durch die Weiterzahlung der Beiträge zur gesetzlichen

Rentenversicherung erschöpft wären. In einem solchen Falle

müßten sie sich dann mit einer aus ihrer Sicht unzureichen-

den, weil ihre Bedürfnisse nur teilweise deckenden Alters-

sicherung begnügen, während sie sich, wenn sie die unter an—

deren Voraussetzungen gewählte Rentenversicherung wieder be-
enden könnten, mit den dann frei werdenden Mitteln mögli—

cherweise eine für sie wesentlich günstigere Alterssicherung

verschaffen könnten. Daß ihnen diese Möglichkeit einer Um-

disposition durch den Gesetzgeber, der durch seine Eingriffe
in das Leistungsrecht erst den Anlaß zu solchen Überlegungen

gegeben hat, nicht eingeräumt werden ist, hält der Senat mit

den Freiheitsgrundrechten, insb sondere mit dem Grundrecht
des Art 2 Abs 1 GG, aber auch m t allgemeinen rechtsstaatli-

chen Grundsätzen nicht für vere1 bar Qdie Frage, ob es ver—
fassungsrechtlich berechtigt is■, die}von der Abwertung der

Ausbildungs-Ausfallzeiten Betro■fenen an der Antragsversi-
cherung “festzuhalten”, ist in dkm schon genannten Beschluß

des BVerfG vom 1. Juli 1981 ausdrücklich offen gelassen wor-
den).

Das Gesagte gilt um so mehr, als plausible oder gar überwie—

gende Gründe des öffentlichen Interesses für die Versagung

eines "Austrittsrechts" nicht erkennbar sind. Zwar soll, wie

schon erwähnt, nach der Entstehungsgeschichte der Antrags—

Pflichtversicherung ein "Austritt" aus ihr nicht möglich

sein, solange die selbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt

wird, weil dies mit dem Grundsatz gleicher Rechte und Pflich—

ten aller Versicherten nicht in Einklang stünde. Diese Bemer—
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kung kann sich aber — da gesetzliche Eingriffe in das Lei—
stungsrecht, wie sie im Jahre 1977 vorgenommen wurden, sei—

nerzeit kaum im Blickfeld des Gesetzgebers gelegen haben -
nur auf Fälle beziehen, in denen der Austritt aus persönli-

chen Gründen, etwa wegen Verschlechterung der eigenen wirt—
schaftlichen Lage, erfolgen soll. Insoweit mag die Versagung

eines Austrittsrechts in der Tat sinnvoll und geboten sein.
Den Austritt jedoch einem Antragsversicherten auch dann zu

versagen, wenn die Austrittsgründe nicht in seinem Einfluß—

bereich liegen, sondern auf Rechtsänderungen und damit auf

Eingriffen desselben Gesetzgebers beruhen, der die Beitritts-

möglichkeit erst geschaffen hat, erscheint dem Senat vom
Standpunkt einer gerechten Ordnung nicht erträglich. Das muß

jedenfalls insoweit gelten, als der Versichertengemeinschaft
durch Zulassung des Wiederaustritts eines Antragsversicher-

ten keine Nachteile entstehen. Eben dies kann aber durch ge—

eignete Vorkehrungen sichergestellt werden. So könnte die

Versicherung, solange Beiträge vom Versicherten noch nicht
geleistet worden sind, ohne Schaden für die Versichertenge-

meinschaft von Anfang an rückgängig gemacht werden. Sind da-

gegen schqn Beiträge entrichtet worden, so könnte eine Er—

stattungsregelung Platz greifen, wie sie etwa in @82 AVG
vorgesehen ist. Eine solche hatte auch der Gesetzgeber in

einem aus seiner Sicht vergleichbaren Fall — bei der (später

vom BVerfG für unzulässig erklärten) Beendigung einer frei—

willigen Rentenversicherung von Ausländern (vgl BVerfGE 51,
356) — angeordnet (Art 2 & 26a AnVNG). Eine ähnliche Rege—
lung hätte im Zusammenhang mit dem 20. RAG und dem KVKG ge-

troffen werden können; bei einer die Grundrechte des ein—

zelnen und den rechtsstaatlich gebotenen Vertrauensschutz

angemessen berücksichtigenden Interessenabwägung hätte der

Gesetzgeber sie auch treffen müssen.

Ob die Zahl derjenigen Antragsversicherten erheblich sein

wird, die bei Einräumung eines — möglicherweise zu befri—

stenden - Austrittsrechts von diesem auch Gebrauch machen

werden, mag dahinstehen. Ein großer, vielleicht der weit
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überwiegende Teil der Antragsversicherten wird trotz der ver-
minderten Leistungsenwartschaften die gesetzliche Rentenver-

sicherung wegen ihrer sonstigen Vorteile, vor allem wegen der

günstigen Nachentrichtungsmöglichkeiten, nicht aufgeben wol-

len. Ihnen den Austritt jedoch schlechthin zu verwehren und

die Austrittswilligen entgegen dem Prinzip der Wahlfreiheit,

auf dem die Antragsversicherung — anders als sonst die

Pflichtversicherung - beruht, zur Fortsetzung einer aus ih—

rer Sicht unzureichend oder unwirtsohaftlich gewordenen Si-
cherung zu zwingen, ohne daß dafür überwiegende oder auch

nur verständliche Gründe des öffentlichen Interesses zu er—
kennen sind, hält der Senat für unvereinbar mit Art 2 Abel GG

iVm dem Rechtssteatsprinzip (Art 20 Abs 3, 28 Abs 1 GG), mög—
licherweise auch mit Art 14 GG.

Da von der Entscheidung dieser Frage der Erfolg des Klagebe—

gehrens abhängt, der Senat die Frage aber nicht selbst ent—

scheiden kann, hat er sie nach Art 100 Abs 1 GG, @ 80 des Ge—

setzes über des BVerfG diesem vorgelegt.
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